
5142 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

B e r ich t 
des Ausschusses für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

über den Besch 1 uß des Nat i ona 1 rates vom 29. Feber 1996 betreffend ei n 
Protokoll über eine Änderung des Artikels 50 lit. a des Abkommens über 
die Internationale Zivilluftfahrt, unterzeichnet in Montrea1 am 26. 
Oktober 1990 

Durch den vor allem in den letzten Jahren stark erweiterten 
Mitgliedstand der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO), die 
durch das Abkommen von Chicago 1944 gegründet wurde und der Österreich 
seit 1948 angehört, entspricht die Anzahl der das ständige Exekutivorgan 
- den Rat - bildenden Staaten nicht mehr den aktuellen bzw. künftigen 
Anforderungen. 

Durch Beschluß der 28. außerordentl i ehen Vo 11 versamml ung der leAD am 
25. Oktober 1990 und Unterzeichnung durch den Präsidenten und den 
Generalsekretär der Organisation am 26. Oktober 1990 wird der 

Mitgliedstand des Rates von 33 auf 36 erhöht. 
Da die Änderung des Artikels 50 1it. a des Abkommens über die 

Internationale Zivilluftfahrt lediglich institutionelle Änderungen 
innerhalb der ICAO zur Folge hat, ist die EU-Konformität gegeben. 

Dem Nati ona 1 rat erschi en bei der Genehmi gung des Absch 1 usses des 
vorliegenden Staatsvertrages die Erlassung von besonderen Bundesgesetzen 
im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes in 
die innerstaatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Das vorliegende Abänderungsabkommen ist ein gesetzändernder 
Staatsvertrag. Es hat nicht politischen Charakter und enthält keine 
verfassungsändernden Bestimmungen. Eine Zustimmung des Bundesrates gemäß 
Art. 50 Abs. 1 zweiter Satz B-VG ist nicht erforderlich, da keine 

Ange 1 egenheiten, di e den se 1 bständi gen Wi rkungsberei ch der Länder 
betreffen, geregelt werden. 

Gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG ist dieser Staatsvertrag hinsichtlich der 
authentischen Texte in russischer und spanischer Sprache dadurch 
kundzumachen, daß diese im Bundesministerium für auswärtige 
Angelegenheiten zur öffentlichen Einsicht aufgelegt werden. 

Der Ausschuß für öffent 1 i che Wi rtschaft und Verkehr stell t nach 

Beratung der Vorlage am 18. März 1996 mit Stimmeneinhelligkeit den 
Antrag, keinen Einspruch zu erheben. 
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